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AHA fordert Ende weiterer zusätzlicher Bodenversiegelungen im 

Saalekreis  
 

Bereits in den 90er- Jahren des vergangenen Jahrhunderts gehörte der frühere Saal-

kreis zu den Landkreisen, wo die umfangreichsten Neuversiegelungen von wertvollen 

Böden erfolgte. Dabei entstanden insbesondere Wohn- und Gewerbegebiete sowie 

Verkehrstrassen und Einrichtungen für den Tourismus. Bundesweit schnellte in der 

Zeit die tägliche Versiegelung von Böden von 120 auf 130 ha hoch. Das entspricht in 

etwa 66 Fußballfeldern bzw. im Jahr in etwa der Fläche der Stadt München.  

Daher hat der Arbeitskreis Hallesche Auenwälder zu Halle (Saale) e.V. (AHA) mit Sor-

ge zur Kenntnis genommen, dass man einen Autohof unweit der BAB 14 errichten 

möchte. Das würde ggf. bedeuten, dass wiederum 1,5 bis 3,0 ha Boden neu versiegelt 

werden. Offenbar hat man aus dem Flächenfraßfrevel der 90er Jahre des vergange-

nen Jahrhunderts sowie der damit verbundenen Probleme für den Umwelt-, Natur- 

und Landschaftsschutzes nichts gelernt. Immerhin gehen natürliche Funktionen des 

Bodens –wie Wasserspeicher, Klimaausgleich, Lebensraum für zahlreiche Tier- und 

Pflanzenarten sowie Produktionsbasis für die Landwirtschaft- durch derartige Flächen-

versiegelungen vollständig verloren. Daran ändern auch sogenannte Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen nichts. Klimaerwärmung, Verdrängung von Tier- und Pflanzenar-

ten, Reduzierung landwirtschaftlicher Produktionsflächen und vermehrte Ansammlung 

von Niederschlagswasser sind die markantesten Folgen derartiger Sorglosigkeiten. 

Daher fordert der AHA das Gesamtvorhaben zu prüfen, ob nicht bereits versiegelte 

Flächen dafür verwendet werden können. Eine weitere Versiegelung von Bodenflä-

chen dagegen, ist nach Auffassung des AHA, nicht akzeptabel.  

In dem Zusammenhang fordert der AHA das Landesverwaltungsamt, den Landkreis 

Saalekreis und die Gemeinde Oppin auf, das Gesamtvorhaben an dem Standort nicht 

zuzulassen. 
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